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Bericht des Ausschusses für- allgemeine innere Angelegenheiten
betreffend das Gesetz über die Erhebung einer Gemeindeabgabe für das Abstellen
von mehrspurigen Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen (O.Ö. Parkgebührengesetz)

(L-240/2-XXIII)

I. Allgemeines

In Oberösterreich besteht bisher keine gesetzliche Re-
gelung betreffend die Einhebung von Parkgebühren. Die
Vorarbeiten zum gegenständlichen Gesetzesentwurf rei-
chen schon Jahre zurück, konnten aber erst nach der Be-
seitigung der wesentlichsten von straßenverkehrsrechtli-
cher Seite her bestehenden Unsicherheiten abgeschlos-
sen· werden. Durch die 9. StVO-Novelle, BGBI. Nr.
275/1982, erfolgte die Neugestaltung des § 25, der die
gesetzliche Grundlage für die Schaffung einer Kurzpark-
zone aus straßenverkehrsrechtlicher Sicht darstellt.
Durch die 10. StVO-Novelle, BGBI. Nr. 174/1983, wurde
mit der Anfügung der lit. d zu § 99 Abs. 6 die bis dahin
mögliche Doppelbestrafung (straßenverkehrsrechtlich
und abgabenrechtlich) ausgeschlossen. Eine weitere Be-
reinigung der straßenverkehrsrechtlichen Unsicherheits-
faktoren erfolgte durch die Erlassung der Kurzparkzonen-
Überwachungsverordnung, BGBI. Nr. 250/1983, die aller-
dings noch heuer geändert werden soll. Ein zusätzliches
Problem stellte die Aufhebung von Bestimmungen des
§ 103 Abs. 2 des Kraftfahrgesetzes 1967 durch den Ver-
fassungsgerichtshof dar. Erst durch Art. 11des Bundesge-
setzes vom 26. Juni 1986, BGBI. Nr. 384, mit dem das Fi-
nanzausgleichsgesetz 1985 geändert wird, wurde für alle
Länder generell durch eine verfassungsgesetzliche Er-
mächtigung die Möglichkeit geschaffen, die erforderli-
chen gesetzlichen Bestimmungen über die Lenkererhe-
bungen, die im Zusammenhang mit den Parkgebühren-
gesetzen erforderlich sind, zu erlassen.

Die Kompetenz zur Erlassung eines Parkgebührenge-
setzes liegt - wie der Verfassungsgerichtshof in seinem
Erkenntnis Slg. 5859/1968 klargestellt hat ,...-beim Lan-
desgesetzgeber. Zur kompetenzrechtlichen Situation ist
im einzelnen noch folgendes festzuhalten:

Gemäß § 3 des Finanz-Verfassungsgesetzes 1948 re-
gelt die Bundesgesetzgebungdie Verteilung der Besteue-
rungsrechte und der Abgabenerträge. Es ist der Bundes-
gesetzgebung vorbehalten, Abgaben ausschließlich den
Ländern (Gemeinden) zu überlassen. Eine solche Rege-
lung hat der Bund bisher in allen Finanzausgleichsgeset-
zen getroffen; derzeit befindet sich diese Regelung im
§ 14 Abs. 1 des Finanzausgleichsgesetzes 1985,
BGBI. Nr. 544/1984. Doch ist - es handelt sich um eine
demonstrative Aufzählung von Abgaben- dadurch nicht
ausgeschlossen, daß die Landesgesetzgebung auch an-
dere Abgaben einführt. Dies entspricht dem § 8 F-VG.
1948, aus dem sich ergibt, daß die Landesgesetzgebung
auf alle Besteuerungsgegenstände greifen kann, soweit
sie nicht in Widerspruch zu Bundesgesetzen gerät, wobei
insbesondere die Verbote des § 8 Abs. 3 und 4 F-VG.
1948 zu beachten sind. Aus dem System der Finanzver-
fassung ergibt sich also, daß den Ländern das Abgaben-
gesetzgebungsrecht zukommt, soweit der Bund Be-

steuerungsrechte nicht in Anspruch genommen hat. Die-
se Kompetenz der Länder schließt demnach das Recht
ein, neue Abgaben zu finden.

Gemäß § 8 Abs. 5 F-VG. 1948 kann die Landesgesetz-
gebung Gemeinden ermächtigen, bestimmte Abgaben
auf Grund eines Beschlusses der Gemeindevertretung zu
erheben. Solche Landesgesetze müssen die wesentli-
chen Merkmale dieser Abgabe insbesondere auch ihr zu-
lässiges Höchstausmaß bestimmen. Der Landesgesetz-
geber ist hiebei nicht verpflichtet, auch die Form der Ent-
richtung der Abgabe festzulegen. Diese ist nämlich kein
"wesentliches Merkmal" der Abgabe im Sinne der zitier-
ten finanzverfassungsgesetzlichen Bestimmung (vgl.
VfSlg. 7967/1976).

Aus Gründen der gleichmäßigen rechtlichen Behand-
lung aller Gemeinden soll sich nach dem vorliegenden
Gesetzesentwurf - anders als etwa in Salzburg, wo dies
nur für die Landeshauptstadt zutrifft - die Ermächtigung
zur Einhebung von Parkgebühren auf alle Gemeinden
Oberösterreichs beziehen, gleichwohl nicht verschwie-
gen werden soll, daß die Initiative zur Erlassung des ge-
genständlichen Gesetzes hauptsächlich von der Landes-
hauptstadt Linz ausging.

Der Entwurf eines O.Ö. Parkgebührengesetzes wurde
einem umfangreichen Begutachtungsverfahren unterzo-
gen. Dieser Entwurf hat stark divergierende Stellungnah-
men ergeben, die von vorbehaltloser Zustimmung bis zu
gänzlicher Ablehnung reichten und weiters zahlreiche,
häufig miteinander unvereinbare Änderungswünsche er-
brachten. Mehrere Überarbeitungen des Entwurfes ha-
ben zum nunmehr vorliegenden Entwurf geführt, der sich
vom Begutachtungsentwurf neben einer Einschränkung
der Abgabepflicht auf mehrspurige Kraftfahrzeuge vor al-
lem dadurch unterscheidet, daß in Anlehnung an das
Parkabgabegesetz von Vorarlberg, LGBI. Nr. 2/1987, die
konkrete Bestimmung der Art der Abgabeentrichtung und
der zu verwendenden Kontrolleinrichtungen den Gemein-
den überlassen wird.

Es ist noch anzuführen, daß nach dem vorliegenden
Entwurf keine nachträgliche Vorschreibung des verkürz-
ten oder hinterzogenen Betrages oder eines Vielfachen
hievon möglich sein soll, wenn die Abgabeentrichtung
ganz oder teilweise unterblieben ist. Hiefür sind im Hin-
blick auf die in der Regel geringen in Betracht kommen-
den Beträge vor allem verwaltungsökonomische Überle-
gungen maßgebend.

Das O.Ö. Parkgebührengesetz verfolgt nicht nur das
Ziel, den Gemeinden durch die zu erwartenden Einnah-
men die Schaffung zusätzlichen Parkraumes zu erleich-
tern, sondern soll auch, eben durch die Gebührenpflicht,
zur Entlastung der neuralgischen innerstädtischen Kurz-
parkzonen und somit des innerstädtischen Verkehrs
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. beitragen. Auch die V..erknüpfungeiner solchen Zielset-
zung mit jener, der Gemeinde Einnahmen zu verschaf-
fen, ist nach der Judikatur des Verfassungsgerichtshofes
(vgl. VfSIQ. 7967/1976) durchaus zulässig.

Im § 8 wird bei der Völlziehung dieses Gesetzes die
Mitwirkung von Bundesorganen vorgesehen. Hiezu muß
gemäß Art. 97 Abs. 2 B-VG die Zustimmung der Bundes-
regierung eingeholt werden. .

11. Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu § 1:

Durch diese Bestimmung werden die Gemeinden im
Sinne des §8 Abs. 5 des Finanz-Verfassungsgesetzes
1948 ermächtigt, für das Abstellen von mehrspurigen
Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen eine Abgabe einzu-
heben. Es bleibt der Gemeinde überlassen, ob sie alle
oder nur bestimmte auf ihrem Gebiet eingerichtete
Kurzparkzonen als gebührenpflichtig bestimmt. Uner-
heblich ist dabei, ob eine Kurzparkzone im Verlauf ei-
ner Bundes-, Landes- oder Gemeindestraße einge-
richtet ist. Die Kurzparkzone ist gemäß §§ 94b, 94c
und 94d StVO 1960 von der Bezirksverwaltungsbe-
hörde bzw. Gemeinde zu bestimmen bzw. zu ver-
ordnen.

Der gebührenpflichtige Tatbestand ist das Abstellen,
das in Anlehnung an die Vorschriften der Straßenver-
kehrsordnung dem Halten und Parken entspricht.
Nach den Bestimmungen der Straßenverkehrsord-
nung ist unter "Halten" eine nicht durch die Verkehrs-
lage oder durch sonstige wichtige Umstände erzwull-
gene Fahrtunterbrechung bis zu 10 Minuten oder für
die Dauer der Durchführung einer Ladetätigkeit zu
verstehen. Als "Parken" gilt das Stehenlassen eines
Fanrzeuges für eine längere Zeitdauer. Das Halten
wurde der leichteren Überwachbarkeit wegen aber
auch deswegen von der Gebührenpflicht erfaßt, weil
ansonsten für die ersten 10 Minuten des Abstellens ei-
nes Fahrzeuges in einer Kurzparkzone die nach der
Kurzparkzonen-Überwachungsverordnung sonst noch
mögliche Kontrolleinrichtung, nämlich die Parkschei-
be, eingestellt werden müßte. Das würde nach sich
ziehen, daß die ersten 10 Minuten des Haltens in einer
nicht gebührenpflichtigen Kurzparkzone, die darauf
folgende Zeit des Parkens jedoch in einer gebühren-
pflichtigen Kurzparkzone stattfinden würde. Das ergä-
be verschiedene Strafnormen, unter Umständen ver-
schiedene Zuständigkeiten bei der Überwachung und
Bestrafung und letztlich auch verschiedene Zeiten der
Kurzparkdauer.

Die Bestimmung, daß die straßenverkehrsrechtlich
normierte zulässige Kurzparkdauer und das Ausmaß
der abgabenrechtlich insgesamt erlaubten Parkdauer
ident sein müssen, soll im Sinne einer für alle Betroffe-
nen klaren Regelung denkbare Doppelgeleisigkeiten
von vornherein ausschließen.

Abweichend von der Kurzparkzonen-Überwachungs-
verordnung soll weiters lediglich das Halten und Par-
ken mehrspuriger Kraftfahrzeuge von der Abgaben-
pflicht erfaßt sein. Mehrspurige Fahrzeuge, die nicht
als Kraftfahrzeuge gemäß § 2 Z. 1 des Kraftfahrgeset-
zes 1967 anzusehen sind (z. B. Fuhrwerke, Fiaker),
sind von der Abgabepflicht nicht erfaßt.

Der Straßenerhalter hat die Straßenverkehrszeichen,
mit denen die Kurzparkzone kundzumachen ist, anzu-
bringen~Mit welchem Verkehrszeichen die Anordnung
einer Kl,Jrzparkzone,in di3rfür das AbsteHenvqn Fahr-
zeugen auf Grund abgabenrechtlicher Vorschriften
eine Abgabe zu entrichten ist, kundzumachen ist, er-
gibt sich aus § 52Iit.' a Z.13d StVO 1960. Falls daher
der Gemeinderat für' die Kurzparkzone eine Anord-
nung nach Abs. 1 getroffen hat, ist die gemäß §§ 94b,
94c und 94d StVO 1960 zuständige Behörde (Bezirks-
verwaltungsbehörde oder Bürgermeister) zu verstän-
digen, die ihrerseits für die gehörige Kundmachung zu
sorgen hat. Nach § 52 lit. a Z. 13d StVO 1960 ist in ei-
nem solchen Fall das Wort "gebührenpflichtig" im un-
teren Teil des Zeichens oder auf einer Zusatztafel an-
zubringen. Gemäß § 44 Abs. 1 StVO 1960 ist der Zeit-
punkt der erfolgten Anbringung in einem Aktenver-
merk (§ 16 AVG 1950) festzuhalten. Mit dieser Anbrin-
gung tritt die Gebührenpflicht in Kraft. Um einem
möglichen Irrtum der Normadressaten über die Ge-
bührenpflicht zu begegnen, sollte - etwa auf einer
Zusatztafel - zum Ausdruck gebracht werden, daß
(anders als in einer Kurzparkzone ohne Gebühren-
pflicht) nur das Abstellen mehrspuriger Kraftfahrzeuge
in der Kurzparkzone die Pflicht zur Entrichtung der Ab-
gabe auslöst. Ein solcher Hinweis bzw. ein solcher auf
die Gebührenpflicht schiene auch im Zusammenhang
mit dem Vorschriftszeichen gemäß § 52 lit. a Z. 13e
(Ende der Kurzparkzone) angebracht.

Zu § 2:

Abgabeschuldner ist der Lenker des mehrspurigen
Kraftfahrzeuges, das in der gebührenpflichtigen Kurz-
parkzone abgestellt wird. Lediglich dieser und nicht
auch der Zulassungsbesitzer ist daher der Adressat
der die Abgabenhinterziehung bzw. -verkürzung be-
treffenden Strafbestimmung.

Dem Strafverfahren kommt deshalb eine besondere
Bedeutung zu, weil eine bescheidmäßige Vorschrei-
bung der nicht entrichteten Abgabe wegen des gering-
fügigen Betrages dem Grundsatz einer sparsamen,
wirtschaftlichen und zweckmäßigen Verwaltung zu-
meist widerspräche. Aus diesem Grund wurde auch
davon abgesehen, den Fahrzeughalter und Zulas-
sungsbesitzer für die Abgabe haften zu lassen.

Durch Art. 11des Bundesgesetzes vom 26. Juni 1986,
BGBI. Nr. 384, mit dem das Finanzausgleichsgesetz
1985 geändert wird, wurde für alle Länder generell
durch eine verfassungsgesetzliche Ermächtigung die
Möglichkeit geschaffen, die erforderlichen gesetzli-
chen Bestimmungen über die Lenkererhebungen, die
im Zusammenhang mit den Parkgebührengesetzen
erforderlich sind, zu erlassen. Abs. 2 enthält diese für
die praktische Vollziehung des Gesetzes unerläßli-
chen Bestimmungen. Der Auskunftspflicht wird nur
dann entsprochen, wenn eine bestimmte Person, der
das Lenken des Kraftfahrzeuges überlassen wurde,
vom (von den) Zulassungsbesitzer(n) namhaft ge-
macht wird. Die Namhaftmachung zweier oder mehre-
rer Personen mit dem Hinweis, die Behörde möge
durch Vernehmung dieser Personen selbst feststellen,
wer das Fahrzeug tatsächlich gelenkt habe, kann hin-
gegen nicht als Erfüllung der Auskunftspflicht angese-
hen werden (VwGH 24. 5. 1982, 3429/80).

(
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Zu § 3:

Als Zeiteinheit für die Bemessung der Parkgebühr
wurde., wie in allen übrigen Ländern, eine halbe Stun-
de gewählt. Der Gemeinderat hat mit Verordnung die
Parkgebühr pro halbe ,Stunde bis zum zulässigen
Höchstausmaß von S 10,- festzusetzen. Die Aufnah-
me der Mindesthöhe von S 3,- für eine halbe Stunde
wäre rechtlich gesehen nicht zwingend erforderlich,
erscheint aber vor allem unter dem Aspekt des Ver-
hältnisses von Gebührenertrag zu dem mit der Ein-
bringung der Gebühren verbundenen Verwaltungsauf-
wand gerechtfertigt. Die hier für eine halbe Stunde
festgesetzte Höchstgrenze ist identisch mit jener der
anderen Länder mit Ausnahme Tirols, wo als Höchst-
grenze S 15,- festgesetzt ist. Nicht erlaubt soll es
sein, innerhalb eines Gemeindegebietes verschieden
hohe Abgabensätze für das Abstellen in Kurzparkzo-
nen zu verordnen. Aus gesetzesökonomischen Grün-
den soll die Anpassung der Unter- und Obergrenze
der möglichen Höhe der Parkgebühr der Landesregie-
rung obliegen, welche sich hiebei an den Änderungen
des VerbraucherpreisindSx 1986 oder eines an seine
Stelle tretenden Index zu orientieren hat. Änderungen
gegenüber den bisher maßgebenden Beträgen unter
20% haben jedoch außer Betracht zu bleiben.

Zu §4:

Den Gemeinden soll es überlassen bleiben, die Art der
Abgabeentrichtung und die hiezu zu verwendenden
Kontrolleinrichtungen zu bestimmen.

Als derzeit mögliches Hilfsmittel ist auf das in Öster-
reich noch allgemein verwendete Parkscheinsystem
hinzuweisen. Der Verkauf der Parkscheine könnte
über Banken, Trafiken usw. oder mittels Automaten
erfolgen. Die Ausführung und Entwertung der Park-
scheine ist in der Kurzparkzonen-Überwachungsver-
ordnung, BGBI. Nr. 250/1983, geregelt. Demnach sind
Parkscheine nach dem in der Anlage zu dieser Ver-
ordnung gezeigten Muster auszuführen. Das damit
vorgegebene System erscheint jedoch zu eng und er-
möglicht etwa nicht die Verwendung von Parkuhren
oder von gegen Geldeinwurf mittels Automaten aus-
gegebenen Parkberechtigungskarten, in denen der
bezahlte Betrag, das Datum und das Ende der Park-
zeit bereits eingetragen ist. Die Länge der Parkdauer
richtet sich dabei nach dem einbezahlten Betrag. Dem
Vernehmen nach soll jedoch seitens des Bundesmini-
steriums für öffentliche Wirtschaft und Verkehr ge-
plant sein, die Regelung der Kurzparkzonenüberwa-
chung so zu ändern, daß für die gebührenpflichtigen
Kurzparkzonen die Gebietskörperschaften die Hilfs-
mittel zur Überwachung zu bestimmen haben. Neben
dem herkömmlichen Parkschein werden dann auch
Parkscheinautomaten oder die teilweise auch als
nachteilig angesehenen Parkuhren vorgeschrieben
werden können. Eine entsprechende Änderung der
Kurzparkzonenüberwachungs-Verordnung wird noch
für das laufende Jahr in Aussicht gestellt.

Auf Grund der Besonderheit der Abgabenentrichtung
ist eine vom Abgabenverfahrensgesetz abweichende
Bestimmung über die Fälligkeit der Abgabe festzulegen.

Zu § 5:
Die hier aufgenommenen Ausnahmetatbestände ent-
sprechen weitgehend jenen anderer Länder. Diese

Ausnahmen sind auf Grund der sachlichen Unter-
scheidungskriterien im Sinne des Gleichheitsgebotes
gerechtfertigt. Die Ausnahmetatbestände wurden wei-
ters so gewählt, daß für die von der Abgabe befreiten
Fahrzeuge keine von der Straßenverkehrsordnung ab-
weichende Kennzeichnung erforderlich ist.

Die entsprechenden Bestimmungen über Einsatzfahr-
zeuge enthält § 26 StVO 1960. Fahrzeuge, die von
Ärzten bei einer Fahrt zur Leistung ärztlicher Hilfe be-
nutzt werden, sind von der Gebührenpflicht befreit,
wobei die Berechtigung der Inanspruchnahme dieses
Befreiungstatbestandes konform läuft mit der im § 24
Abs. 5 StVO 1960 geregelten Ausnahme vom Halte-
und Parkverbot. Ferner nach lit. a befreit sind die
Fahrzeuge des öffentlichen Sicherheitsdienstes sowie
der Post- und Telegraphenverwaltung, jeweils unter
den Voraussetzungen des § 26a Abs. 1 bzw. des
§ 26 a Abs. 4 StVO 1960. Schließlich sind von der Ge-
bührenpflicht noch ausgenommen die Fahrzeuge des
Straßendienstes, wie Streufahrzeuge, Schneeräum-
fahrzeuge sowie die Fahrzeuge der Müllabfuhr und
zwar ebenfalls analog zu den Halte- und Parkverbots-
ausnahmen im § 27 Abs. 1 und im § 27 Abs. 3 StVO
1960.

Inhaber eines Ausweises für dauernd stark gehbehin-
derte Personen (§ 29b Abs. 4 oder 5 StVO 1960), die
das Fahrzeug selbst lenken, sind ebenfalls von der
Entrichtung der Abgabe befreit (Iit. b). Die Ausnahme
gemäß Iit. c stellt klar, daß auch für Fahrzeuge, die von
Inhabern einer Ausnahmebewilligung gemäß § 45
Abs. 2 StVO 1960 oder einer solchen gemäß § 45
Abs. 4 StVO 1960 (sog. Bewohnerparken) abgestellt
werden, keine Parkgebühr zu entrichten ist.

Zu lit. d wird die Auffassung vertreten, daß damit auch
das Aus- und Einladen der für die Inhaber eines Aus-
weises gemäß § 29 Abs. 4 oder 5 StVO 1960 nötigen
Behelfe (wie etwa eines Rollstuhles und dergleichen)
erfaßt ist.

Zu § 6:

Die Wahl der Höchst-Geldstrafe von S 3.000,- er-
folgt in Anlehnung an die in den anderen Ländern vor-
gesehenen Höchststrafen, die ebenfalls durchwegs
S 3.000,- betragen. Auch im Hinblick auf die niedri-
gen Abgabensätze erscheint es erforderlich, einen
von der O.Ö. Landesabgabenordnung abweichenden
Strafsatz in das Gesetz aufzunehmen.

Zur Durchführung der Verwaltungsstrafverfahren sind
die Bezirkshauptmannschaften oder in Städten mit ei-
genem Statut die Magistrate in I. Instanz zuständig.
Die ursprüngliche Absicht, im Wirkungsbereich von
Bundespolizeibehörden diese auch für die Durchfüh-
rung des Verwaltungsstrafverfahrens heranzuziehen,
muß derzeit wegen der mangelnden Bereitschaft des
Bundes, einer solchen Regelung zuzustimmen, fallen-
gelassen werden.

In 11. Instanz entscheidet die Landesregierung. Die
Geldstrafen fließen gemäß § 239 Abs. 7 O.Ö. Landes-
abgabenordnung, LGBI. Nr. 30/1984, der abgabenbe-
rechtigten Gemeinde zu. Die Kosten des Strafverfah-
rens der I. Instanz und die Kosten des Berufungsver-
fahrens, sofern solche dem Bestraften aufzuerlegen
sind, fließen aber gemäß § 64 Abs. 2 VStG 1950 der
Gebietskörperschaft zu, die den Aufwand der Behörde
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zu tragen hat. Inwieweit es zu einem personellen oder
sachlichen Mehraufwand für die Strafbehörden
kommt, läßt sich derzeit noch nicht abschätzen.

Für den Bereich des landesgesetzlichen Abgaben-
strafrechtes gilt grundsätzlich das VStG 1950 (§ 254
Abs. 1 Finanzstrafgesetz). Nach dem Inkrafttreten der
Verwaltungsstrafgesetz-Novelle 1987, BGBI. Nr. 516,
mit 1. Juli 1988 wird auf die durch diese Novelle ge-
schaffene Möglichkeit der Anonymverfügung (§ 49 a
VStG 1950) Bedacht zu nehmen sein.

Zu § 7:

Die hier vorgesehene Zweckbindung des Abgabennet-
toertrages mag eine geringfügige Bevormundung der
Gemeinden darstellen. Der abgabenpflichtige Bürger
wird die Maßnahme der Entrichtung einer Parkgebühr
jedoch am ehesten dann akzeptieren, wenn gewähr-
leistet ist, daß mit diesen Geldern der latenten Park-
raumnot entgegengewirkt wird. Eine ähnliche Zweck-
widmung enthält das Wiener Parkometergesetz.

Zu § 8:

Diese Bestimmung entspricht etwa dem § 7 des NÖ.
Kurzparkzonenabgabegesetzes. Hiezu ist es notwen-
dig, gemäß Art. 97 Abs. 2 B-VG die Zustimmung der
Bundesregierung einzuholen. Zum vorher genannten
Gesetz ist eine solche Zustimmung offensichtlich er-
teilt worden. Der Bund hat im Begutachtungsverfah-
ren darauf hingewiesen, daß der Mitwirkung der Bun-
despolizeibehörden und der Bundesgendarmerie an
der Vollziehung des Parkgebührengesetzes nur dann
zugestimmt werden kann, wenn die Mitwirkung des
Bundes auf die auch in Wien vom Bund wahrgenom-
menen Maßnahmen (Kontrolle der Kurzparkzonen,
Verhängung. von Organstrafverfügungen) einge-
schränkt wird, und dem Bund zur Abgeltung seiner
Mitwirkung an der Vollziehung des Parkgebührenge-
setzes ein Anteil aus den Strafgeldern zufließt. Ohne
näher darauf eingehen zu wollen, inwieweit eine Zu-
stimmung gemäß Art. 97 Abs. 2 B-VG auch an offen-
bar jeweils erst nach Inkrafttreten des Gesetzes reali-
sierbare Bedingungen geknüpft werden kann, ist an-
zumerken, daß derzeit eine Novellierung des Bundes-
Verfassungsgesetzes in Verhandlung steht, wonach

Dirngrabner
Obmann

eine in einem Landesgesetz beabsichtigte Mitwirkung
von Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes in
einem bestimmten - durch den vorliegenden Entwurf
nicht überschrittenen - Umfang künftig nicht mehr
der Zustimmung der Bundesregierung unterliegen
soll.

Die Regelung der allfälligen Mitwirkung von Mitglie-
dern eines Gemeindewachkörpers an der Vollziehung
dieses Gesetzes gemäß § 9 bleibt - nach Maßgabe
der diesbezüglich bestehenden Rechtsvorschriften -
jenen Gemeinden, wo ein solcher Wachkörper einge-
richtet ist, durch § 8 unbenommen.

Zu § 9:

Gemäß Art. 116 Abs. 2 B-VG hat die Gemeinde unter
anderem das Recht, im Rahmen der Finanzverfas-
sung Abgaben auszuschreiben. Nach Art. 118 Abs. 2
B-VG umfaßt der eigene Wirkungsbereich der Ge-
meinde neben den in Art. 116 Abs. 2 angeführten An-
gelegenheiten alle Angelegenheiten, die im aus-
schließlichen oder überwiegenden Interesse der in der
Gemeinde verkörperten örtlichen Gemeinschaft gele-
gen und geeignet sind, durch die Gemeinschaft inner-
halb ihrer örtlichen Grenzen besorgt zu werden. Die im
vorliegenden Gesetz enthaltenen Aufgaben der Ge-
meinde sind solche des eigenen Wirkungsbereiches.
Sie müssen demnach gemäß Art. 118 Abs. 2 letzter
Satz B-VG ausdrücklich als solche des eigenen Wir-
kungsbereiches der Gemeinde bezeichnet werden.

(

Zu § 10:

Es ist beabsichtigt, dieses Gesetz so rechtzeitig zu
verabschieden, daß die auf Grund dieses Gesetzes
verordnete Gebührenpflicht spätestens im Jahre 1988
zum Tragen kommen kann.

Der Ausschuß für allgemeine innere Angelegen-
heiten beantragt, der Hohe Landtag möge das Gesetz
über die Erhebung einer Gemeindeabgabe für das Ab-
stellen von mehrspurigen Kraftfahrzeugen in Kurz-
parkzonen (O.Ö. Parkgebührengesetz) beschließen.

Linz, am 16. Februar 1988

Fürnschlief
Berichterstatter
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Gesetz

vom _

über die Erhebung einer Gemeindeabgabe für das Abstellen
von mehrspurigen Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen

(O.Ö. Parkgebührengesetz)

Der o.ö. Landtag hat beschlossen:

§ 1

(1) Die Gemeinden werden nach Maßgabe dieses Ge-
setzes ermächtigt, durch Beschluß des Gemeinderates
eine Abgabe (Parkgebühr) für das Abstellen von mehr-
spurigen Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen (§ 25 der
Straßenverkehrsordnung 1960, BGB!. Nr. 159, in der Fas-
sung des Bundesgesetzes BGB!. Nr. 213/1987 - StVO
1960) für die nach den straßenpolizeilichen Vorschriften
zulässige Parkdauer auszuschreiben.

(2) Als Abstellen im Sinne dieses Gesetzes gelten das
Halten und Parken gemäß § 2 Abs. 1 Z. 27 und 28 StVO
1960.

(3) Die nach Abs. 1 bestimmten Gebiete (gebühren-
pflichtige Kurzparkzonen) sind nach den entsprechenden
straßenpolizeilichen Vorschriften als solche zu kenn-
zeichnen.

§ 2

(1) Zur Entrichtung der Parkgebühr ist der Lenker ver-
pflichtet.

(2) Der Zulassungsbesitzer und jeder, der einer dritten
Person die Verwendung eines mehrspurigen Kraftfahr-
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zeuges überlassen hat, ist verpflichtet, darüber auf Ver-
langen der Behörde Auskunft zu erteilen, sofern dieses
Fahrzeug ohne Entrichtung der erforderlichen Parkge-
bühr gebÜhrenpflichtig abgestellt war. Die Auskunft ist
unverzüglich, im Falle einer schriftlichen Aufforderung
binnen zwei Wochen nach Zustellung zu erteilen und
muß den Namen und die Anschrift der betreffenden Per-
son enthalten. Wenn eine solche Auskunft ohne entspre-
chende Aufzeichnungen nicht gegeben werden könnte,
sind diese Aufzeichnungen zu führen.

§ 3

(1) Die Höhe der Parkgebühr ist durch Verordnung des
Gemeinderates für alle gebührenpflichtigen Kurzpark-
zonen der Gemeinde in gleicher Höhe festzusetzen; sie
darf nicht niedriger als mit S 3,- und nicht höher als mit
S 10,- einheitlich für jede angefangene halbe Stunde
festgesetzt werden.

(2) Die Landesregierung hat das im Abs. 1 genannte
Mindest- und Höchstausmaß der Parkgebühr entspre-
chend dem vom Österreichischen Statistischen Zentral-
amt kundgemachten Verbraucherpreisindex 1986 oder
einem an seine Stelle tretenden Index, bezogen auf den
Monat des Inkrafttretens dieses Gesetzes, durch Verord-
nung zu ändern. Dies hat erst zu erfolgen, wenn das Aus-
maß der Änderung 20 v.H. gegenüber den bisher maßge-
benden Beträgen beträgt.

§4

(1) Die Art der Entrichtung der Parkgebühr und die zu
verwendenden Kontrolleinrichtungen hiefür sind durch
Verordnung des Gemeinderates festzulegen. Es ist dabei
auf eine einfache Handhabung für den Fahrzeuglenker
und einen möglichst geringen Verwaltungsaufwand Be-
dacht zu nehmen.

(2) Die Parkgebühr ist bei Beginn des Abstellens fällig.

§5

Die Parkgebühr ist nicht zu entrichten für:

a) Einsatzfahrzeuge, Fahrzeuge des öffentlichen Sicher-
heitsdienstes, Fahrzeuge von Ärzten, Fahrzeuge der
Post- und Telegraphenverwaltung, Fahrzeuge des
Straßendienstes und Fahrzeuge der Müllabfuhr, je-
weils wenn und insoweit sie nach straßenpolizeilichen
Vorschriften von Halte- und Parkverboten ausgenom-
men sind;

b) Fahrzeuge, die von Inhabern eines Ausweises gemäß
§29b Abs. 4 oder 5 StVO 1960, der das kraftfahrrecht-
liche Kennzeichen dieses Fahrzeuges aufweist, abge-
stellt werden, wobei der Ausweis hinter der Wind-
schutzscheibe und durch diese gut erkennbar ange-
bracht sein muß;

c) Fahrzeuge, die von Inhabern einer Bewilligung gemäß
§ 45 Abs. 2 oder 4 StVO 1960 in einer Kurzparkzone,
für welche diese Bewilligung gilt, abgestellt werden,
wobei im Falle des §45 Abs. 2 StVO 1960 der entspre-
chende Bewilligungsbescheid, ansonsten das zur
Kontrolle bestimmte Hilfsmittel hinter der Windschutz-
scheibe und durch diese gut erkennbar angebracht
sein muß;

d) Fahrzeuge, die lediglich zum Zwecke des Aus- oder
Einsteigens von Personen oder für die Durchführung
einer Ladetätigkeit halten.
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§ 6

I
(1) Wer

a) durch Handlungen oder Unterlassungen die Park-
gebühr hinterzieht oder verkürzt bzw. zu hinterziehen
oder zu verkürzen versucht oder

b) sonstigen Geboten oder Verboten dieses Gesetzes
oder der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Ver-
ordnungen zuwiderhandelt,

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der Be-
zirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe bis zu
S 3.000,- zu bestrafen.

(2) Bei allen gemäß Abs. 1 mit Strafe bedrohten Verwal-
tungsübertretungen können mit Organstrafverfügung
Geldstrafen bis zu S 300,- eingehoben werden.

§7

Der Nettoertrag der Parkgebühr ist für Maßnahmen zur
Verbesserung und Gestaltung der innerörtlichen Ver-
kehrssituation, insbesondere für die Errichtung und Er-
haltung von öffentlichen Parkplätzen und Garagen zu
verwenden.

§8

Die Organe der Bundesgendarmerie - in Orten mit
Bundespolizeibehörden diese - haben an der Volizie-
hung dieses Gesetzes oder einer auf Grund dieses Ge-
setzes erlassenen Verordnung mitzuwirken durch
a) Vorbeugungsmaßnahmen gegen drohende Verwal-

tungsübertretungen und
b) Maßnahmen, die für die Einleitung oder Durchführung

von Verwaltungsstrafverfahren erforderlich sind.

§ 9

Die in diesem Gesetz geregelten Aufgaben der Ge-
meinde sind solche des eigenen Wirkungsbereiches.

§ 10

Dieses Gesetz tritt mit dem Ablauf des Tages seiner
Kundmachung im Landesgesetzblatt für Oberösterreich
in Kraft.


